EUROPASTADT

* TRAUNREUT

e,

SITZUNGSNIEDERSCHRIFT

Sitzung im Sitzungssaal des Rathauses

Beschlussorgan Bauausschuss
Sitzungstag Mittwoch, 14.01.2026
Beginn 16:03 Uhr

Ende 16:16 Uhr

A. Ladung der Mitglieder des Beschlussorgans

Der Vorsitzende eroffnete die Sitzung und stellte fest, dass alle Mitglieder ordnungsgemaf
geladen wurden. Einwdnde dagegen wurden nicht vorgetragen.

Anwesend
Vorsitz

Name Bemerkung
Hans-Peter Dangschat

Mitglieder

Name Bemerkung
Glinther Dorfhuber

Alexander Gruber

Johann Jobst

Michael Mollner

Paul Obermeier

Markus Schupfner

Christian Stoib

Adolf Trenker

Roger Gorzel Vertretung fiir: Josef Winkler
Abwesend

Mitglieder

Name Bemerkung

Veronika Lauber entschuldigt

Josef Winkler entschuldigt
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B. Beschlussfahigkeit des Beschlussorgans

Der Vorsitzende stellte die Beschlussfahigkeit des Gremiums fest und erkundigte sich nach

Einwanden gegen die Tagesordnung. Es wurden keine Einwdnde vorgetragen.

C. Tagesordnung

I. Offentlicher Sitzungsteil

TOP

1

11

1.2

1.3

2.1

Betreff

Angelegenheiten, die beschlieflend behandelt werden

Neubau einer Montagehalle mit Biiroanbau und
Nebengebduden sowie Teilabbruch, Umbau und
Nutzungsdnderung einer Bestandshalle auf dem Grundstiick
FI.Nr. 820, Gemarkung Hafimoning;

Tektur zur Baugenehmigung vom 04.09.2024, Az: 4.40-BS-45-
2024;

Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens nach § 36 Abs. 1
BauGB

Antrag auf Erteilung der sanierungsrechtlichen
Genehmigung zum Umbau und Nutzungsdnderung des
bestehenden Postgebdudes in ein Biiro- und
Verwaltungsgebaude auf dem Grundstiick in der
Eichendorffstr. 14, Flur-Nr. 536/1090, Gemarkung Traunreut

Bekanntgabe in nichtoéffentlicher Sitzung gefasster
Beschliisse gemafs Art. 52 Abs. 3 GO i.V.m. § 22 Abs. 3 der
Geschéftsordnung fiir den Stadtrat

Angelegenheiten, die vorberatend behandelt werden

4. Anderung des Bebauungsplanes "Gewerbegebiet Biebing"
im Bereich der Grundstiicke Flur-Nrn. 166 und 168,
Gemarkung Matzing,

hier Abwagungs- und Auslegungsbeschluss
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Vorlage

2026/004

2026/006

2025/112



TOP

2.2

Betreff Vorlage

Immissionsschutz; 2026/007
Antrag nach § 4 i. V. m. § 19 BImSchG zur Errichtung und
dem Betrieb einer Anlage zur Herstellung von feinoptischen
und elektronischen Prazisionsteilen;

Anlage zur Behandlung von Oberflachen unter der
Verwendung von organischen Losungsmitteln nach Nr.
5.1.1.2 des Anhangs 1 der 4. BiImschV;

Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens nach § 36 Abs. 1
BAUuGB zur Neuerrichtung und Erhéhung bestehender
Abluftkamine auf den Gebauden A40, E90 und E92 auf den
Grundstiicken FI.Nr. 1177/155 und 1177/171, Gemarkung
Traunreut (Dr.-Joh.-Heidenhain-Str. 5)
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D. Beschliisse

I. Offentlicher Sitzungsteil

Zul
Angelegenheiten, die beschlieflend behandelt werden

Zu1lil

Neubau einer Montagehalle mit Biiroanbau und Nebengebauden sowie Teilabbruch,
Umbau und Nutzungsanderung einer Bestandshalle auf dem Grundstiick FI.Nr. 820,
Gemarkung Hafdmoning;

Tektur zur Baugenehmigung vom 04.09.2024, Az: 4.40-BS-45-2024;

Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens nach {§ 36 Abs. 1 BauGB

Vorlagenummer: 2026/004

Die Antragstellerin errichtet eine Produktionsstédtte (Maschinenbauunternehmen).
Das Vorhaben ist bereits mit Bescheid des Landratsamtes Traunstein vom 04.09.2024
bauaufsichtlich genehmigt worden.

Gegenstand der beantragten Tektur sind mehrheitlich Anderungen innerhalb der Gebiude
(Trennwande, Raume etc.).
AuRerlich abweichend ergeben sich folgende MaRnahmen:
- Entsorgungshaus: Gebdudehohenreduzierung um ca. 2 m und Lageverschiebung um 4
m nach Siiden
- Bestandshalle West: Verzicht auf geplante Gebaudeerh6hung mit Flachdach. Das
vorhandene Satteldach bleibt bestehen.
- Errichtung eines Notstromaggregates siidlich der Halle Ost
- Teilweise Anderung in der Gestaltung der Freiflichen

Die Produktionsstatte befindet sich innerhalb des Geltungsbereichs des qualifizierten
Bebauungsplans ,Gewerbegebiet Hérpolding“ vom 29.05.2004 mit 3. Anderung vom
15.12.2021 (§ 30 Abs. 1 BauGB).

Der betreffende Bereich ist als Gewerbegebiet nach § 8 BauNVO ausgewiesen.

Dort sind Montage- und Lagergebaude fiir einen gewerblichen Betrieb und dessen
erforderliche Kfz-Stellplatze grundsatzlich zuldssig (§ 8 Abs. 2 Nr. 1 und § 12 BauNVO).

Es ergeben sich keine Abweichungen vom Bebauungsplan durch die Anderungen.

Ein Mehrbedarf an Kfz-Stellplatze ist nicht gegeben. Geplant sind 78 und erforderlich sind 36
Stellplatze.

Beschluss:

Das gemeindliche Einvernehmen wird erteilt ([ 36 Abs. 1 BauGB).
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Abstimmungsergebnis:

Anwesend: 10
Fiir den Beschluss: 10
Gegen den Beschluss: 0
Zu1l.2

Antrag auf Erteilung der sanierungsrechtlichen Genehmigung zum Umbau und
Nutzungsanderung des bestehenden Postgebaudes in ein Biiro- und Verwaltungsgebaude
auf dem Grundstiick in der Eichendorffstr. 14, Flur-Nr. 536/1090, Gemarkung Traunreut

Vorlagenummer: 2026/006

Der Antragssteller beantragt die Erteilung der sanierungsrechtlichen Genehmigung fiir den
Umbau sowie die Nutzungsanderung des bestehenden Postgebadudes in ein Biro- und
Verwaltungsgebaude.

Das ehemalige Postgebdude soll kiinftig ausschlieflich als Biiro- und Verwaltungsgebaude
genutzt werden. Hierzu beabsichtigt der Antragsteller, im Gebaudeinneren bauliche
Verdanderungen vorzunehmen. Geplant ist insbesondere die Errichtung zusatzlicher
Innenwadnde zur Schaffung von Biiroraumen, Lagerrdumen sowie weiterer Sanitdarraume
(WC-Anlagen). Eine Anderung der duferen Gebiudestruktur ist nicht vorgesehen.

Das Vorhaben liegt innerhalb des Geltungsbereichs der Sanierungssatzung ,Stadtkern®. Es
handelt sich um einen rechtlich genehmigungspflichtigen Umbau und um eine
sanierungsrechtlich genehmigungspflichtigen Nutzungsdanderung im Sinne des $ 144 Abs. 1
Nr. 1 BauGB.

Gemaf { 145 BauGB ist die sanierungsrechtliche Genehmigung zu erteilen, sofern das
Vorhaben den Zielen und Zwecken der stadtebaulichen Sanierungsmafinahme nicht
entgegensteht.

Nach Priifung der vorgelegten Unterlagen ist festzustellen, dass das beantragte Vorhaben
den Zielen und Zwecken der Sanierung nicht widerspricht. Die Voraussetzungen fiir die
Erteilung der sanierungsrechtlichen Genehmigung liegen somit vor.

Hinweis:

Das Vorhaben befindet sich zudem im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 35 ,,Gebiet
zwischen Egerweg, Johann-Hinrich-Wichern-Strafie, Marien-, Kant- und Eichendorffstrae“
(3. Anderung vom 13.08.2025).

Fiir das Vorhaben wurde am 16.12.2025 bereits eine Genehmigungsfreistellung erteilt.

Beschluss:
Die sanierungsrechtliche Genehmigung fiir den Umbau und die Nutzungsanderung des

bestehenden Postgebdudes in ein Biiro- und Verwaltungsgebdaude auf dem Grundstiick in der
Eichendorffstr. 14, Flur-Nr. 536/1090, Gemarkung Traunreut wird erteilt (§145 Abs. 1 BauGB)
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Abstimmungsergebnis:

Anwesend: 10
Fiir den Beschluss: 10
Gegen den Beschluss: 0
Zu1l3

Bekanntgabe in nichtoffentlicher Sitzung gefasster Beschliisse gemaf Art. 52 Abs. 3 GO
i.v.m. § 22 Abs. 3 der Geschiftsordnung fiir den Stadtrat

-Keine Bekanntgabe erfolgt.-

Zu?2
Angelegenheiten, die vorberatend behandelt werden

Zu2l

4. Anderung des Bebauungsplanes "Gewerbegebiet Biebing" im Bereich der Grundstiicke
Flur-Nrn. 166 und 168 , Gemarkung Matzing,

hier Abwagungs- und Auslegungsbeschluss

Vorlagenummer: 2025/112

Der Stadtrat hat am 06.06.2024 in 6ffentlicher Sitzung gemaf § 2 Abs. 1 BauGB beschlossen,
die 4. Anderung des Bebauungsplanes ,,Gewerbegebiet Biebing“ aufzustellen.

Die friithzeitige 6ffentliche Auslegung des Bebauungsplanentwurfes mit Begriindung (jeweils
in der Fassung vom 31.07.2025), den Umweltbericht (in der Fassung vom 09.07.2025 und der
schalltechnischen Vertréaglichkeitsuntersuchung (in der Fassung von 04.04.2025) fand in der
Zeit vom 13.08.2025 bis zum 22.09.2025 statt.

Zugleich wurde die friihzeitige Unterrichtung der Offentlichkeit und Beteiligung der
Behorden und sonstiger Trager 6ffentlicher Belange in der 0.g. Zeit durchgefiihrt.

A) Beteiligung Behdrden und sonstige Trager 6ffentlicher Belange

1.) Keine Riickmeldungen:

Bayerischer Bauernverband

Bayer. Landesamt fiir Denkmalpflege

Landratsamt Traunstein, Bereich Brandschutz

Bund Naturschutz in Bayern e.V., Kreisgruppe Traunstein

Regionaler Planungsverband Siidostbayern

Stadt Traunstein

Stadtwerke Traunreut Technik

Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH

Wasserbeschaffungsverband Matzing
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2.) Keine Einwénde:

Gemeinde Chieming 13.08.2025
Landratsamt Traunstein, SG 3.36, Verkehrswesen 13.08.2025
Amt fir Digitalisierung, Breitband und Vermessung Traunstein 14.08.2025
Energienetze Bayern GmbH & Co. KG 27.08.2025
IHK fiir Miinchen und Oberbayern 29.08.2025
Landratsamt Traunstein, SG 3.13, Tiefbauverwaltung 01.09.2025
Landratsamt Traunstein, Gesundheitsamt 04.09.2025
Landratsamt Traunstein, SG 4.16, Wasserrecht und Bodenschutz 17.09.2025

3.) Hinweise:

Bayernwerk Netz GmbH, Schreiben vom 14.08.2025

SchutzmafRnahmen an Trassen und | a) Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Erdkabeln sollen beachtet werden
nach anerkannten Regeln der

An der Planung wird festgehalten. Die Stellungnahme
wird in Kopie dem Bauwerber zugeleitet.

Technik b) Die Regelung von Schutzmafinahmen an Trassen und

Erdkabeln der Energieversorgung sind tber die
Vorschriften der ,anerkannten Regeln der Technik“
definiert. Ein Hinweis im Bebauungsplan ist deshalb
nicht erforderlich.

Durch den Bauwerber sind rechtzeitig beim Versorgungs-
trager die Leitungsbauarbeiten und die Erschlieflung der
Energieversorgung zu beantragen.

Staatliches Bauamt Traunstein, Straflenbau, Schreiben vom 26.08.2025

1. Abstimmung mit a) Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Straflenbauamt bzgl. b) Sollten zu einem spateren Zeitpunkt Umbaumaflnahmen

Einmiindung zur Staatsstrafle St
2096

an der Einmindung erforderlich werden, so ist der
Bauwerber anteilig an den Kosten zu beteiligen.

2. Kiinftige Straflenemissionen a) Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

durch Bundes- und Staatsstrafle
sind hinzunehmen.

4.) Einwendungen:

Landratsamt Traunstein, SG 4.40, Untere Bauaufsichtsbehorde 11.09.2025
Landratsamt Traunstein, Naturschutz und Waldrecht 22.09.2025
Landratsamt Traunstein, SG 4.412, Immissionsschutz 22.09.2025
Amt fur Erndhrung, Bereich Forsten 13.08.2025
Amt fiir Erndhrung, Bereich Landwirtschaft 26.08.2025
Wasserwirtschaftsamt Traunstein 29.08.2025
Stadtwerke Traunstein 12.09.2025
Gemeinde Nufidorf 25.08.2025
Zweckverband Wasserversorgung der Harter Gruppe 14.10.2025
Regierung von Oberbayern 03.09.2025
Stadt Traunreut, Bautechnik 14.08.2025

Kurzbeschreibung Stellungnahme | a) Vorschlag

b) Begriindung
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1.) Landratsamt Traunstein, SG

4.40, Untere Bauaufsichtsbehdrde, Schreiben vom

11.09.2025

Festsetzung 4.1 Baukdrperform:
Bebauungsvorschlag Teil 1 und 3
entspricht nicht den vorgegebenen
Baukorpern. Der Vorschlag ist nicht
in der Legende unter den Hinweisen
aufgefiihrt

Festsetzung 4.3 Dachaufbauten:
Formulierung ,Quergiebel bei
Wohngebauden“ sollten im Gebiet
GE vermieden werden.

Vorschlag: ,,Quergiebel bei
Gebaduden, in denen Wohnungen
gem. 1.2 der textlichen
Festsetzungen zuldssig sind ...“
Hinweis Hohenschichtlinien:

Sind in der Legende und nicht im
Plan dazustellen

Hinweis Baumpflanzungen:

Im Bereich der Stellplatze waren
weitere Pflanzungen
wiinschenswert.

a) Die Einwande werden beriicksichtigt
b) Der Bebauungsplan ist wie folgt anzupassen:

- Festsetzung Nr. 4.1, Zeichenerklarung planliche
Hinweise ,Bebauungsvorschlag”

- Festsetzung Nr. 4.3, Hohenschichtlinien.

- Festsetzung Nr. 4.1 Baukdrperform:
Um Widerspriichlichkeit zu vermeiden, wird der
Satz ,Als Gebaudeform sind klare, ruhige,
rechteckige Baukorper vorzusehen.“ im
Bebauungsplan entfernt. Mit den festgesetzten
Baugrenzen und der Festsetzung der
Firstanordnung ist die Gebaudeform
ausreichend fiir ein Gewerbegebiet definiert.

- Festsetzung 4.3 Dachaufbauten:

Die textliche Festsetzung wird wie folgt

umformuliert: ,Quergiebel bei Gebauden, in denen

Wohnungen gem. 1.2 der textlichen Festsetzungen

zuldssig sind, sind aus der Traufe heraus deutlich

abgesetzt vom First zu errichten.“

Zu Baumpflanzungen:

Mit Uberplanung des rechtsgiiltigen

Bebauungsplans im Bereich der derzeitigen

Stellpldatze wurde bewusst auf eine Festsetzung der

Baumpflanzungen verzichtet, da zukiinftig auf

dieser Flache gewerbliche Hallenbauten zuldssig

sind.

2.) Landratsamt Traunstein, Naturschutz und Waldrecht, Schreiben vom 22.09.2025

- Meldung der Ausgleichsflache in
das Okoflichenkataster (OFK)

- Rechtliche Sicherung der
Ausgleichsflache

- Aufnahme Hinweis wann der
Herstellung zu erfolgen hat

a) Der Einwand wird beriicksichtigt

b) Folgende Festsetzung wird unter Nr. 8
aufgenommen:
»Die Herstellung der Ausgleichsflache ist
unmittelbar nach Fertigstellung der Bebauung,
spatestens jedoch in der nachstfolgenden
Pflanzperiode (Herbst/Friihjahr) durchzufiihren. Die
Ausgleichsflache ist zugunsten der Stadt Traunreut
dinglich zu sichern. Die Umsetzung der
Ausgleichsmaflnahme ist der Kommune und dem
Landratsamt Traunstein mitzuteilen. Die Kommune
hat die Ausgleichsfliache an das Okoflidchenkataster
zu melden.“

3.) Landratsamt Traunstein, Unter

e Immissionsschutzbehorde, Schreiben vom 22.09.2025

In den Unterlagen/Gutachten fehlt
lediglich eine Bewertung des durch
die Erweiterung generierten Fahr-
|Lieferverkehrs entlang der

a) Der Einwand wird beriicksichtigt.

b) In der Begriindung ist der Sachstand wie folgt unter
Punkt 9 zu erganzen.
,Gemafd der Auskunft des kiinftigen Nutzers der

Zufahrtsstrafle.

Gewerbeflachen wird bei der geplanten
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Erweiterung der Verkehr auf dem Betriebsgeldande
zum Grof3teil nur intern verlagert. Mittelfristig ist
bedingt durch das Planvorhaben mit einer
Zunahme des Verkehrs auf der Zufahrtsstrafle in
der Tagzeit (6:00 - 22:00 Uhr) von ca. 15 Pkw und 2
Lkw zu rechnen.

Dieser geringe Zusatzverkehr ist nicht dazu
geeignet, den Verkehrslarmpegel auf 6ffentlichen
Strafien rechnerisch um 3 dB zu erhéhen, zudem
findet eine Vermischung mit dem bestehenden
Verkehr statt. Der anlagenbezogene Verkehr ist
nach Nr. 7.4 der TA Larm daher als unkritisch zu
bewerten.“

4.

Amt fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten, Bereich Forsten, Schreiben vom

13.08.2025

- Einhaltung eines entsprechenden
Abstandes zum Wald (mind. Eine
Baumldnge; ca. 25 m)

- Bei der Fl.-Nr. 166/0 handelt es
sich um eine Ausgleichsflache der
friiheren Baumafinahme. Der
vorhandene Zaun ist unwirksam
und muss entfernt werden.

a) Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen
b) An der Planung wird festgehalten. Der Hinwesis,

zum Entfernen des Schutzzauns, wird an den
Grundstiickseigentiimer weitergeleitet.

Der Abstand zwischen dem bestehenden
Leitenwald und den geplanten Stellplatzen bzw.
Baugrenzen betrdgt mindestens 30 m. Bei der an
den geplanten Parkplatz angrenzenden
Flurnummer 166/0 handelt es sich um eine
Ausgleichsflache, die als gestufter Waldmantel mit
Krautflur umgesetzt wurde. Dasselbe Konzept
wird auch fiir die neue Ausgleichsflache
umgesetzt.

Innerhalb des anzulegenden gestuften
Waldmantels sind 30 % der Flache mit Biumen
[1./11l. Ordnung zu bepflanzen. Deren Endhéhe
wird in der einschldgigen Literatur zwischen 10
und 20 m angegeben. Bei einer hohenmafiig
gestuften Anordnung der zu pflanzende Geholze,
bei der im siidlichen Bereich die niedrigen
wachsenden Strdaucher tiberwiegen und die Baume
verstarkt im nordlichen Bereich gepflanzt werden,
kann der geforderte Abstand zwischen den
geplanten Gebauden bzw. Parkpldtzen und den
Baumen eingehalten und zukiinftige Schaden
durch Windbruch vermieden werden.

5.)

Amt fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten, Bereich Landwirtschaft, Schreiben

vom 26.08.2025

Laut LEP liegt die Griinlandzahl der
Flache des Plangebiets bei 51 (liber
Landkreisdurchschnitt von 46).
Somit handelt es sich um eine
qualitativ hochwertige Flache.

a)
b)

Der Einwand wird beriicksichtigt.

Die Ausgleichsflache wird auf die benotigte
Flachengrofle verkleinert und entsprechend
festgesetzt, so dass kein Wertpunkteiiberhang
entsteht. Entlang der Westgrenze der
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Die Flache ist aus
landwirtschaftlich-agrarstruktureller
Sicht abzulehnen.

Bei den Kompensationsflachen
besteht ein Uberhang > diese
sollten in ein Okokonto iiberfiihrt
werden.

Verzicht auf die Pflanzung von
Baumen (Waldmantel), wegen
Verschattung der angrenzenden
landwirtschaftlichen Flachen bzw.
Zurilicksetzung des Randbereichs.
Die Gestaltung der Ausgleichsflache
ist zu tiberarbeten.

Ausgleichsflache wird ein drei Meter breiter
Krautsaum eingeplant.

Die Lage des Geltungsbereichs in einem Bereich
mit einer hohen Griinlandzahl ergibt sich aus
dem Standort des urspriinglichen
Bebauungsplans. Die hier ansdssige Firma
benotigt Flachen, um ihren Betriebsbereich zu
vergroflern. Dies geschieht sinnvollerweise im
direkten Anschluss an die bestehenden
Betriebsflachen. Dariiber hinaus werden grofie
Teile des Erweiterungsbereichs (Bereich
Teststrecke) weiterhin als Griinland mafiig
extensiv genutzt, wenngleich sie als private
Grinflache und nicht als landwirtschaftliche
Flache festgesetzt werden.

Die Einrichtung eines privaten Okokontos auf der
derzeit vorgeschlagenen Ausgleichsflache und die
anschlieflende Abbuchung der benétigten
Wertpunkte fiir diese Bebauungsplanerweiterung
sowie die Bevorratung der restlichen Wertpunkte
flir spatere Bauvorhaben ist mit einem
unverhaltnismaflig hohen Aufwand verbunden
und wiirde das
Bebauungsplandnderungsverfahren verzogern.
Um keine landwirtschaftliche Flache
unnotigerweise aus der Bewirtschaftung zu
nehmen, soll daher die Ausgleichsflache auf den
Wertpunktebedarf der aktuellen
Bebauungsplananderung angepasst werden.

Um Konflikten mit dem
Nachbargrundstiickseigentiimer zu vermeiden,
kann entlang der kompletten Westseite der
Ausgleichsflache eine drei Meter breite Krautflur
eingeplant werden, so dass der zu pflanzender
Waldmantel um drei Meter vom
Nachbargrundstiick zuriickgesetzt wird.

6.) Wasserwirtschaftsamt Traunstein, Schreiben vom 29.08.2025

Starkniederschlage:

Hinweis auf mogliche Gefahren
kdnnen im ,UmweltAtlas Bayern -
Karteninhalte Naturgefahren®
eingesehen werden

Schmutzwasser:

Eigenstidndige Uberpriifung der
ausreichenden Leistungsfahigkeit der
vorhandenen Abwasseranlagen muss
durch die Stadt erfolgen
Niederschlagswasser:

Ein Entwasserungskonzept sollte

a) Die Einwande werden teilweise beriicksichtigt.
b) Die Stellungnahme ist in Kopie dem Bauwerber
zuzuleiten.

Im Bebauungsplan sind die textlichen Hinweise

a) Nr. 6 wie folgt andern:
~DWA-Blatter A 138-1 ..

b) Nr. 12 ,Altlasten“ wie folgt aufzunehmen:
»12. Altlasten: Sollten wahrend der
Baumafinahme Bodenauffalligkeiten ange-
troffen werden, welche auf eine Altlast o.a.
hinweisen, ist das Landratsamt Traunstein
zu verstandigen.”
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frithzeitig mit dem
Wasserwirtschaftsamt abgestimmt
werden. Es ist auf das Arbeitsblatt
DWA A138-1 hinzuweisen
Regenwassernutzung:

Auf Moglichkeit der

Altlastenverdachtsflachen:

Bei Bodenauffalligkeiten ist das
Landratsamt Traunstein zu
informieren.

Regenwassernutzung ist hinzuweisen.

zu Starkniederschlage:

Die Niederschlagshaufigkeit und -Intensitat wird
aufgrund der Klimadnderung zunehmen. Unter
Punkt D , Textliche Hinweise“ wird bereits auf die
Gefahr von Uberflutungen hingewiesen. Der
Bauherr wird drauf hingewiesen, dass er
eigenverantwortlich Schutzmafinahmen dagegen
vorzunehmen hat, wobei {37 WHG zu
beriicksichtigen ist.

Zu Schmutzwasser:

Hierzu verweisen wir auf die Stellungnahmen der
Stadtwerke Traunreut und der Gemeinde Chiemin
Eine ausreichende Leistungsfahigkeit der
Schmutzwasserkanalisation soll im Zuge der
Planung sichergestellt werden. Dazu erfolgen
Abstimmungen mit den Beteiligten.

7.) Stadtwerke Traunreut, Schreiben vom 12.09.2025

bedingt gesichert

- Es ist kein offentlicher
Schmutzwasserkanal vorhanden

- Grundstiicke sind nicht
erschlossen

- Eine ErschlieBung ware nur tber
privat zu betreibende
Anschlussleitung moglich

Niederschlagswasser: a) Die Einwendung wird beriicksichtigt.
Dieses ist komplett auf dem eigenen | b) Der Bebauungsplan wird in den textlichen
Grundstiick zu versickern. Das Festsetzungen unter Punkt 10 gem. der
Einleiten in die Schmutzwasser- Beurteilung angepasst.
Kanalisation ist nicht zuldssig
Wasserversorgung: a) Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen
Liegt im Zustdndigkeitsbereich des b) Die WZV Harter Gruppe wurde auf Grund des
W2ZV Harter-Gruppe Hinweises beteiligt

gt.
Abwasserversorgung a) Der Einwand wird beriicksichtigt.
- Schmutzwasserversorgung ist nur | b) Aufgrund des Einwandes ist eine gemeinsame

Besprechung des Sachverhaltes mit allen
Beteiligten notwendig und gegeben falls die
Entwdsserungseinrichtung anzupassen, um die
Abwasserbeseitigung sicherzustellen. Die
Herstellungsbeitrdage sind dabei zu kldren.

Ein Satzungsbeschluss erfolgt erst dann, wenn die
Abwasserbeseitigung zum Zeitpunkt der
Nutzungsaufnahme des ersten Erweiterungsbaus
sichergestellt werden kann. Die Begriindung unte
Punkt 4 ,Ver- und Entsorgung“ wird gemaf der
Stellungnahme naher beschrieben.

8.) Gemeinde Nuf’dorf, Schreiben vom 25.08.2025 und 15.09.2025

Vor Satzungsbeschluss ist die
Ubergabestation in Hoberich zu
priifen, on diese den bestehenden
Mehrbedarf leisten kann. Diese
Pumpstation ist bereists an der
Grenze der Belastbarkeit.

a) Der Einwand wird zur Kenntnis genommen.

b) Derzeit ist nur die Abwasserentsorgung im Weiler
Biebing nur kurzfristig als gesichert zu betrachten.
An der Planung des Bebauungsplans wird daher
festzuhalten. Um mittel- und langfristig die
Abwasserentsorgung fiir Biebing sicherzustellen
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wird die Verwaltung beauftragt, Gesprache mit der
Gemeinde Nufidorf und den Stadtwerken
Traunreut zu fithren, um eine mittel- und
langfristige Losung der Abwasserentsorgung fiir
Biebing und dem Gemeindegebiet Nufddorf zu
suchen

Am 30.10.2026 fand in Erganzung zum Einwand ein
Gesprachstermin mit Vertretern der
Stadtverwaltung, der Stadtwerke Traunreut und
der Gemeinde Nufidorf statt. In diesem Termin
wurde von der Gemeinde Nufdorf aus bekraftigt,
dass sich die Pumpanlage in Hoberich (liegt auf
stadtischen Grund, wird aber betrieben durch die
Gemeinde Nufidorf) an ihrer Leistungsgrenze
befindet. Die Pumpanlage entwassert das gesamte
Gemeindegebiet von Nufdorf dariiber und die
Anschliisse des Weiler Biebing einen sehr kleinen
Anteil daran haben. Die Anschlussleitungen an den
Hauptkanal der Gemeinde Nufidorf werden in
Biebing durch die Stadtwerke Traunreut betrieben.
In der Vergangenheit (vor ca. 6-10 Jahren) wurden
erste Gesprache zwischen Stadt Traunreut und
Gemeinde Nufddorf gefiihrt, um eine Ertiichtigung
der Anlage angehen zu kénnen. Diese wurden
jedoch von allen Beteiligten nicht fortgefiihrt.

Mit Umsetzung der Bauleitplanung und dem damit
verbundenen Neubau des Verwaltungsgebadudes
der Fa. Zunhammer werden sich in erster Linie
Betriebsstadtten innerhalb des Betriebsgeldndes
verlagern. Es wird deshalb in den néachsten Jahren
nur zu einer geringen Erhohung des
Schmutzwasseraufkommens fiihren. Mittel- und
Langfristig wird von Seiten Fa. Zuhammer von
einer Steigerung der Mitarbeiterzahlen
ausgegangen. Somit wird sich auch das
Schmutzwasseraufkommen erhéhen. Zukiinftige
Gebietsentwicklungen (Wohn- oder
Gewerbegebiete) im Gemeindegebiet Nufidorf
werden ebenso die Pumpanlage in Hoberich
belasten und das Schmutzwasseraufkommen
erhéhen.

Der Einwand der Gemeinde Nufidorf, dass die
Abwasserentsorgung des Weiler Biebing und auch
der Gemeinde Nufldorf von der Leistungsfahigkeit
der Pumpanlage in Hoberich abhdngig ist, sollte
zur Kenntnis genommen werden. Um eine mittel-
und langfristige Losung zur Entwadsserung des
Weiler Biebing und auch dem Gemeindegebiet
Nufddorf zu suchen, wird vorgeschlagen Gesprache
zwischen den Beteiligten (Stadt Traunreut,
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Stadtwerke Traunreut und Gemeinde Nufidorf)
aufzunehmen, die Planungen und Ertiichtigungen
bzw. Neubau der Pumpanlage zum Ziel haben.
Kurzfristig wird die Erweiterung des
Gewerbegebietes Biebing nicht zu einer deutlichen
Erhohung des Schmutzwasseraufkommens fiihren,
mittel- und langfristig wird sie jedoch zu einer
Erhéhung des Schmutzwasseraufkommens fiihren.
Die Entsorgung des Abwassers des Gewerbegebiet
Biebing kann daher derzeit als gesichert betrachtet
werden, mittel- und langfristig ist diese nicht
gesichert. Es sind daher Planungen die eine
Ertiichtigung der Anlage zur Folge haben
aufzunehmen.

Um mittel- und langfristig die
Abwasserentsorgung fiir Biebing sicherzustellen
werden Verwaltung und Stadtwerke Traunreut
weitere Gesprache mit der Gemeinde Nuf3dorf
filhren, um eine mittel- und langfristige Losung
der Abwasserentsorgung fiir Biebing und dem
Gemeindegebiet Nufddorf zu suchen.

9.) Zweckverband zur Wasserversorgung der Harter Gruppe, Schreiben vom 16.09.2025

- Das Grundstiick kann an zentrale
Trinkwasserversorgung
angeschlossen werden

- Esist ein Schutzstreifen von mind. 4
m darzustellen

- Die Kosten fiir erforderliche
Hydranten sind durch den
Veranlasser zu tragen3

- Abdruck Stadtratsbeschluss

a) Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

b) Die aufgefiihrten Belange werden in der
Planung bereits hinreichend beriicksichtigt.
Die zentrale Trinkwasserversorgung kann fiir
das Gebiet sichergestellt werden. Die best.
Trinkwasserhauptleitung wurde bereits in der
Planung beriicksichtigt. Die Grundsicherung der
Loschwasserversorgung ist Aufgabe der
Gemeinde. Sollten im Zuge dieser Erschlieflung
Anpassungen notwendig sein, sind die Kosten
hierzu vom Bauwerber zu iibernehmen.

10.)

Regierung von Oberbayern, Schreiben vom 03.09.2025

Flachenbedarf:

Achtung auf moglichst
flacheneffiziente Nutzung

Natur und Landschaft:

Plangebiet liegt im landschaftlichen
Vorhaltegebiet sowie Ortsrandlage >
Achtung auf schonende Einbindung
der geplanten Neubauten

Den Belangen von Natur und
Landschaft ist mit unterer Bauaufsicht
abzustimmen

Immissionsschutz:

Ergebnisse des Immissionsgutachten
ist mit der unteren

a) Der Hinweis wird zur Kenntnis gegnommen.

b) Die aufgefiihrten Belange werden in der
Planung bereits hinreichend beriicksichtigt.
Zu Flachenbedarf:
Auf eine flacheneffiziente Nutzung wurde
geachtet. Es wurden gezielt Uberlagerung
genutzt. z.B. wurde die Zuwegung den
notwendigen Schleppkurven der Teststrecke
untergeordnet. Ebenso wurde auf
flacheneffiziente Nutzungen zwischen Pforte,
Zuwegung Verwaltung und LKW-Parkplatzen
geachtet. Der aufgefiihrte Belang wurde in der
Planung beriicksichtigt.
Zu Natur und Landschaft einschliefilich
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Immissionsschutzbehorde abzuklaren. Artenschutz:

Der Umweltbericht wurde in enger
Abstimmung mit der unteren
Naturschutzbehdrde ausgearbeitet, auch in
Hinblick Artenschutz wurden gemeinsam die
Belange in der Planung berticksichtigt.
Immissionsschutz:

Die Inhalte des Immissionsschutzgutachten
wurden mit der unteren
Immissionsschutzbehorde abgestimmt.
Ergebnisse dessen wurden in der Planung
beriicksichtigt.

11.)Stadt Traunreut, Bautechnik, Schreiben vom 14.08.2025

Fiir das Gewerbegebiet muss der
Loschwasserbedarf gesichert
sein.

Brandschutz - zweiter
Rettungsweg bei Gebduden die
die 8 m Oberkante Briistung
uberschreiten.

a) Der Einwand wird beriicksichtigt.

b) Der textliche Hinweis Nr. 3 wird im Bebauungsplan
wie folgt umformuliert “Fiir das neue Gewerbegebiet
muss der Léschwasserbedarf ausreichend durch den
Bauwerber in Abstimmung mit der Stadt Traunreut
gesichert werden.“

Der Brandschutz und somit auch Loschwasserbedarf
ist im Zuge des Bauantragsverfahren durch den
Bauwerber nachzuweisen.

Zu Loschwasserbedarf:

Die Gemeinde ist gem. BayFwG Art.1 Abs.2 Satz 2 fiir
die Grundsicherung des Loschwasserbedarfs
verantwortlich. Der Grundschutz ist derzeit tiber den
ortlichen Wasserversorger sichergestellt. Auf dem
bisherigen Firmengeldande sind bereits mehrere Tanks
verbaut, die zur Loschwasserversorgung genutzt
werden konnen. Der Sachstand, dass zuséatzlicher
Loschmittelbedarf auflerhalb des Grundschutzes auf
Grund z.B. Industriebau Richtlinien ausreichend zu
sichern ist, ist dem Bauwerber bewusst. Im Zuge der
Erweiterung, wird der Bauwerber den Bedarf priifen
und gegeben falls die Loschwasserversorgung
erweitern.

Zu Brandschutz:

Im Zuge des Bauantragsverfahren die der Brandschutz
nachzuweisen.

B) Stellungnahmen der Offentlichkeit

Es sind keine eingegangen.

Abwagung der offentlichen Belange untereinander und gegeneinander werden die zum
Entwurf des Bebauungsplans, Begriindung und Umweltbericht (i.d.F. vom 31.07.2025)
abgegebenen Stellungnahmen wie in den oben genannten Abwégungsvorschlagen
berticksichtigt. Private Einwende sind nicht eingegangen.

Der gednderte Bebauungsplan- und Begriindungentwurf und der Umweltbericht, jeweils in
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der Fassung vom 14.01.2026, sowie die eingegangenen Hinweise und Stellungnahmen sind
der Anlage beigefiigt.

Beschlussempfehlung:

1. Den Stellungnahmen und Anregungen werden gemafd den Abwagungsvorschlagen im Sachverhalt
entsprochen.

2. Der Bebauungsplan mit der Begriindung (i.F.v. 14.01.2026), Umweltbericht (i.d.F. 14.01.2026)
gebilligt.

3. Der Stadtrat der Stadt Traunreut beschlief3t die Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 2
BauGB, sowie die Beteiligung der Behorden nach { 4 Abs. 2 BauGB.

4. Die Verwaltung wird beauftragt, die Bekanntmachung und die Auslegung durchzufiihren.

Abstimmungsergebnis:

Anwesend: 10
Fiir den Beschluss: 10
Gegen den Beschluss: 0
Zu 2.2

Immissionsschutz;

Antrag nach § 4i. V. m. § 19 BImSchG zur Errichtung und dem Betrieb einer Anlage zur
Herstellung von feinoptischen und elektronischen Prazisionsteilen;

Anlage zur Behandlung von Oberflichen unter der Verwendung von organischen
Losungsmitteln nach Nr. 5.1.1.2 des Anhangs 1 der 4. BimschV;

Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens nach {§ 36 Abs. 1 BAUGB zur Neuerrichtung und
Erh6hung bestehender Abluftkamine auf den Gebauden A40, E90 und E92 auf den
Grundstiicken FI.Nr. 1177/155 und 1177/171, Gemarkung Traunreut (Dr.-Joh.-Heidenhain-Str.
5)

Vorlagenummer: 2026/007

Fiir die Antragstellerin wird beim Landratsamt Traunstein ein immissionsschutzrechtliches
Verfahren durchgefiihrt fiir die Errichtung und den Betrieb einer Anlage zur Herstellung von
feinoptischen und elektronischen Prazisionsteilen bzw. einer Anlage zur Behandlung von
Oberflachen unter der Verwendung von organischen Losungsmitteln nach Nr. 5.1.1.1.2 des
Anhangs 1 der 4. BImSchV.

Zu diesem Vorhaben hat der Stadtrat der Stadt Traunreut bereits folgende Beschliisse gefasst:

- 28.09.2023: Mit der antragsgemafien Errichtung und dem Betrieb einer Anlage zur
Herstellung von feinoptischen und elektronischen Prazisionsteilen unter der
Verwendung von organischen Losemitteln zur Behandlung von Oberflachen besteht
grundsatzlich Einverstandnis (f 11 der 9. BimschV). Das gemeindliche Einvernehmen
zur Errichtung eines 10.000 Liter Erdtanks fiir Ldsemittelabfdlle im Bereich des
Gebdudes A40 wird erteilt ([ 36 Abs. 1 BauGB).

- 07.11.2024: Das gemeindliche Einvernehmen fiir den vorzeitigen Baubeginn einer
Abluftreinigungsanlage (ALR) auf dem Gebdude A40 wird erteilt (J 36 Abs. 1 BauGB).

Von Seiten der Unteren Immissionsschutzbehdrde beim Landratsamt Traunstein ist bereits
folgender Bescheid ergangen:
- 19.11.2024, Az: 4.31-8240.28-200002-(8a: Zulassung des vorzeitigen Beginns nach { 8a
Abs. 1 BImschG (Anm.: im Wesentlichen die Errichtung einer Abluftreinigungsanlage
auf dem Dach Geb. A40 mit einer Miindungshdhe von 39,85 m).
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Gegenstand des jetzt aktuellen Verfahrens ist die immissionsschutzrechtliche Genehmigung
fiir die Neuerrichtung und Erhéhung bestehender Abluftkamine. Folgende Gebaude und
Kamine sind betroffen:
- Gebdude A40: Aufstockung von 2 bestehenden Kamine auf dem Dach mit einer
Miindungshoéhe von bisher 30,77 m auf 35,35 m.
- Gebdude E90: Neuerrichtung eines aufienliegenden Kamins mit einer Miindungshdhe
von 25 m.
- Gebdude E92: Neuerrichtung eines Kamins auf dem Dach mit einer Miindungshdhe
von 24 m.

Die Vorhaben befinden sich im Geltungsbereich des qualifizierten Bebauungsplans ,MI und
GE ostlich Stadtmitte - Neuaufstellung“ vom 08.03.02 mit 3. Anderung vom 29.11.06 und 7.
Anderung vom 19.02.18 ( 30 Abs. 1 BauGB).

Der betreffende Bereich ist als Gewerbegebiet ausgewiesen. Dort sind Anlagen fiir
gewerbliche Betriebe grundsatzlich zuldssig (J 8 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO).

Folgendes Vorhaben widerspricht den Festsetzungen des Bebauungsplans:
- Der Auflenkamin am Gebadude E90 befindet sich aufierhalb einer Baugrenze und
innerhalb einer Griinflache.

Eine Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplans ist moglich (§ 31 Abs. 2 BauGB).

Beschlussempfehlung:

Das gemeindliche Einvernehmen wird erteilt (§ 36 Abs. 1 BauGB). Einer Befreiung von den
Festsetzungen des Bebauungsplans wird zugestimmt (f 31 Abs. 2 BauGB).

Abstimmungsergebnis:

Anwesend: 10
Fir den Beschluss: 10
Gegen den Beschluss: 0
STADT TRAUNREUT

Vorsitzender Schriftfithrung

Hans-Peter Dangschat Andrea Koppenwallner

Erster Blrgermeister
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	Der Vorsitzende stellte die Beschlussfähigkeit des Gremiums fest und erkundigte sich nach Einwänden gegen die Tagesordnung. Es wurden keine Einwände vorgetragen.

